
Öffentliche Bekanntmachung des Amts für Umweltschutz der Landeshauptstadt 
Stuttgart 
 
Planfeststellungsbeschluss für den Bau und Betrieb des Hochwasserrückhalte-
beckens „Möhringen/ Sindelbach“ (HRB) in Stuttgart 
 
Die untere Wasserbehörde (Planfeststellungsbehörde) beim Amt für Umweltschutz 
der Landeshauptstadt Stuttgart hat mit Beschluss vom 25.1.2024 den Plan für den 
Bau und Betrieb des Hochwasserrückhaltebeckens „Möhringen Sindelbach“ (HRB) 
gemäß §§ 68 Abs. 1, 70 ff Wasserhaushaltsgesetz (WHG) festgestellt. Vorhabenträ-
ger ist der Zweckverband Hochwasserschutz Körsch, Furtstraße 1, 73770 Denken-
dorf. 
 
Der o.g. Plan beinhaltet insbesondere  
 

 den Bau und Betrieb eines HRB am Sindelbach zwischen dem bestehenden 
Straßenbahndamm und der Nord-Süd-Straße in Form eines gesteuerten 
Trockenbeckens ohne Dauerstau, 

 die Vorschüttung an den bestehenden Straßenbahndamm, 

 Errichtung eines Einlaufbauwerkes vor dem bestehenden Durchlass mit ei-
nem Grund- und Betriebsauslass mit ökohydraulischer Gestaltung sowie ei-
ner festen Überlaufschwelle mit einer Länge von 16 m für die Hochwasser-
entlastung bei gleichzeitiger Parallelentlastung durch den Grundablass, 

 den Stauraumabtrag in mehreren Teilbereichen nördlich und südlich des 
Sindelbachs mit insgesamt rd. 15.000 m³, 

 den Bau einer ca. 55 m langen und bis zu maximal 2 m hohen südlichen 
Hochwasserschutzwand zum Schutz der Anlage 0306 der Netze BW GmbH, 

 den Bau einer ca. 60 m langen und bis zu maximal 1,4 m hohen nördlichen 
Hochwasserschutzwand parallel zum vorhandenen Wirtschaftsweg, 

 die Vergrößerung des Durchlasses Lautlinger Weg mit Optimierung der öko-
logischen Durchgängigkeit, sowie die Anhebung des Lautlinger Weg auf  
einer Länge von ca. 80 m um maximal 0,8 m, 

 wasserbauliche Maßnahmen zur naturnahen Entwicklung des Sindelbachs 
innerhalb des HRB als naturschutzrechtliche Ausgleichmaßnahme. 

 
Die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen im 
Hinblick auf alle von ihm berührten öffentlichen Belange wird festgestellt. Die Plan-
feststellung enthält außerdem die notwendigen wasserrechtlichen Erlaubnisse. 
 
Die Einwendungen und Anträge, geäußerte Forderungen, Bedenken und Hinweise 
der Betroffenen, der sonstigen Einwender/-innen sowie von Behörden als Träger öf-
fentlicher Belange und sonstigen Stellen - insbesondere anerkannte Naturschutzver-
einigungen - werden zurückgewiesen, soweit ihnen nicht durch Inhalts- und Neben-
bestimmungen in diesem Beschluss, durch Änderungen und Ergänzungen der fest-
gestellten Planunterlagen entsprochen wurde oder soweit sie sich im Laufe des 
Planfeststellungsverfahrens nicht auf andere Weise erledigt haben. 
 
Die sofortige Vollziehung des Planfeststellungsbeschlusses wird angeordnet. 
 
Im Planfeststellungsbeschluss sind Auflagen enthalten, insbesondere zum Boden-
schutz, zur Natur und Landschaft und zur Wasserwirtschaft. 
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Rechtsbehelfsbelehrung  
 
Gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg (VGH) in 
Mannheim, Schubertstraße 11, 68165 Mannheim, erhoben werden.  
 
Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur Be-
gründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben.  
 
Eine Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss hat keine aufschiebende Wirkung. 
 
Vor dem VGH müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfeverfahren, 
durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines ande-
ren Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 
der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertre-
ten lassen. Auch die in § 67 Abs. 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und 
Organisationen sind als Bevollmächtigte zugelassen. Die Vollmacht ist schriftlich zu 
erteilen. Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich 
der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-
schlüsse können sich auch durch eigene Beschäftigte mit der Befähigung zum Rich-
teramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden  
oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse, vertreten las-
sen. 
 
Auslegung 
 
Der Planfeststellungsbeschluss liegt zusammen mit einer Ausfertigung des festge-
stellten Plans in der Zeit von  
 

Freitag, den 2. Februar 2024 bis Freitag, den 16. Februar 2024 
- je einschließlich – 

 
bei der Landeshauptstadt Stuttgart, Amt für Umweltschutz, Gaisburgstraße 4, 
3. Stock, Zimmer 322a in 70182 Stuttgart (Montag - Donnerstag von 9:00 Uhr 
bis 15:30 Uhr und Freitag von 9:00 Uhr bis 13:00 Uhr)  
 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss und die festgestellten Planunterlagen können eben-
falls von 2.2.2024 bis 16.2.2024 beim Bezirksamt Möhringen, Maierstr. 1 in 70567 
Stuttgart, in Zimmer 9 (montags – freitags von 8.30 Uhr bis 13.00 Uhr sowie dienstags 
von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr) eingese-
hen werden.  
 
Der Bekanntmachungstext, der Planfeststellungsbeschluss und die festgestellten 
Planunterlagen sind während der gesamten Zeit der Auslegung auf der Internetseite 
der Landeshauptstadt Stuttgart unter folgender Adresse abrufbar: http://www.stutt-
gart.de/bekanntmachungen 
 

http://www.stuttgart.de/bekanntmachungen
http://www.stuttgart.de/bekanntmachungen
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Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 74 Abs. 5 S. 3 LVwVfG mit dem Ende der 
Auslegungsfrist, d.h. mit Ablauf des 16.2.2024 der Planfeststellungsbeschluss den 
Betroffenen als zugestellt gilt. Nur gegenüber den Beteiligten, denen der Planfeststel-
lungsbeschluss individuell zugestellt wurde, hat die Auslegung keinen Einfluss auf 
den Lauf der Rechtsbehelfsfrist. 
 
Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Planfeststellungsbeschluss bis zum 
Ablauf der Rechtsbehelfsfrist von den Betroffenen bei der Landeshauptstadt Stutt-
gart, Amt für Umweltschutz, Gaisburgstraße 4, 70182 Stuttgart bzw. bei der Landes-
hauptstadt Stuttgart, Amt für Umweltschutz, Postfach 10 60 34, 70049 Stuttgart, 
(Fax: 0711 216-88620, E-Mail: poststelle.36@stuttgart.de) schriftlich oder elektro-
nisch angefordert werden. 
 
Die Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß den Artikeln 
13 und 14 Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) können Sie unserer Homepage 
entnehmen: https://www.stuttgart.de/amt-fuer-umweltschutz-datenschutz 
 
 
gez. 
 
Heitkamp 
 
Stuttgart, den 25.Januar 2024 
Amt für Umweltschutz, Landeshauptstadt Stuttgart 

https://www.stuttgart.de/amt-fuer-umweltschutz-datenschutz

